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Die EU und Österreich haben sich 
ambitionierte Ziele zur Reduktion 
der Treibhausgasemissionen gesetzt, 
die eine grundlegende Trans-
formation unseres Wirtschafts-
systems, unserer Lebensumstände 
und unserer Alltagsgewohnheiten 
erfordern. Zugleich sind wir wegen 
des Klimawandels höheren Risiken 
ausgesetzt, etwa durch Hitze, 
Starkregenereignisse oder die Aus-
breitung von allergenen Pflanzen. 

So gut wie alle Klimastrategien 
auf Bundes- und Länderebene ver-
folgen das Ziel einer sozial verträg-
lichen Klimapolitik und fordern, sozi-
ale Aspekte zu berücksichtigen. Doch 
wie kann dieses Ziel konkret umge-
setzt werden? Oft wird darauf geachtet, 
soziale Ungleichheiten, die in Folge 
von Klimapolitik entstehen, auszu-
gleichen. Dieser Ansatz verkennt al-
lerdings die akuten sozialen Heraus-
forderungen in Österreich. 2022 waren 
2,3 % aller Menschen in Österreich er-
heblich materiell und sozial benach-
teiligt 17,5 % waren armuts- oder aus-
grenzungsgefährdet. Das ist unter 
anderem das Resultat langjähriger ku-
mulierter Entscheidungen in der Ar-
beitsmarkt-, Sozial- oder Wohnungs-
politik. Bloß das derzeitige Niveau 
an Ungleichheit zu halten, greift daher 

wurden, um soziale Ungleichheit 
abzufedern. Klimarelevante Bereiche 
wie Wohnen und Gesundheit sind 
Kernaufgaben der öffentlichen Hand. 
Eine sozial verträgliche Klimapolitik 
sollte daher die beiden Felder Klima 
und Soziales eng miteinander ver-
schränken. Nachstehend hier einige 
Vorschläge:

Soziale Klimapolitik
Klimapolitische Instrumente können 
sozialer gestaltet werden, wenn 
vulnerable Gruppen explizit in 
Anspruchskriterien berücksichtigt 

werden. Zum Beispiel können sich ein-
kommensschwache Haushalte vom 
Ökostromförderbeitrag befreien las-
sen, der auf die Stromkosten aufge-
schlagen wird. Voraussetzung dafür 
ist aber eine GIS-Befreiung, die mit 
Zugangshürden, bürokratischem Auf-
wand oder Scham verbunden sein kann. 
Einkommensschwache Haushalte kön-
nen bis zu 100 % Förderung zur Gebäu-
desanierung erhalten – sofern sie Woh-
nungseigentümer:innen sind, doch der 
Großteil dieser Haushalte wohnt zur 
Miete.

Letztes Jahr wurde mit der 
CO2-Steuer ein Anreiz für klima- 
freundlichen Konsum geschaffen. 
Beim Klimabonus, der Rückvergütung 

von Sebastian Seebauer, Ernest Aigner 
und  Katharina Brugger

Leistbar, gesund und klimafreundlich für alle? 
Vorschläge für eine klimasoziale Politik in Österreich.

zu kurz. Ungleichheiten spiegeln sich 
auch in der Verteilung der CO2-Emis-
sionen. Um das 1,5 °C-Ziel zu errei-
chen, dürfen pro Person bis 2050 maxi-
mal jährlich 1,9 Tonnen CO2 emittiert 
werden. 

Aktuell emittieren Menschen in Eu-
ropa das Fünffache. In Österreich emit-
tieren die reichsten 10 % der Haushalte 
etwa viermal so viel wie die ärmsten 
10 %. Die Diskussion über soziale 
Gerechtigkeit im Klimaschutz sollte 
daher nicht nur über die Sicherung der 
Bedürfnisse aller, sondern auch über 
eine Begrenzung des Verbrauchs ge-
führt werden. Klimapolitik trifft auf die 
etablierten Strukturen und Leistungen 
des Sozialstaats, die geschaffen 

Alle in Österreich lebenden Menschen sind von Klimapolitik und Klimafolgen betroffen –
manche mehr und andere weniger.
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Leistbar, gesund und klimafreundlich für alle?

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Klima-
kompetenz der Beschäftigten in Sozial- 
und Gesundheitsberufen. Einerseits 
betrifft dies zu verstehen, wie sich 
Krankheiten durch den Klimawandel 
ausbreiten, ob Medikamente aufgrund 
von Hitze anders wirken, oder wel-
che besonderen Bedürfnisse Menschen 
mit Pflegebedarf aufgrund von Hitze 
haben. Andererseits können klima- 
freundliche Maßnahmen im Arbeits-
umfeld umgesetzt oder Patient:innen 
und Klient:innen bei klimafreund-
lichen Alltagsgewohnheiten unterstützt 
werden.

Sozialpolitische Transferleistungen 
sind ein wesentliches Element des ös-
terreichischen Sozialstaats. Klimakon-
traproduktive Förderungen im Bereich 
Verkehr und Energie entfallen zu 37 % 
auf Haushalte, allen voran die Pendler-
pauschale. Heizkosten- oder Wohnkos- 
tenzuschüsse können eine klimapo-
litische Lenkungswirkung haben, 
wenn sie an Energieeffizienzkriterien 
gekoppelt werden. Allerdings muss 
hier der jeweilige Handlungsspielraum 
der Betroffenen beachtet werden.

Klimasoziale Politik
Wie können die zahlreichen Berüh-
rungspunkte zwischen Klima- und 
Sozialpolitik genutzt werden? Das 
Beispiel Gender-Mainstreaming hat 
gezeigt, dass ein übergreifendes Thema 
in alle Politikbereiche getragen werden 
kann. Klimasoziales Mainstreaming 
würde bedeuten, dass in allen klimapo-
litischen Gesetzen und Verordnungen 
soziale Aspekte betrachtet werden, und 
umgekehrt alles sozialpolitische Han-
deln explizit auf Klimaaspekte abstellt. 
Verwaltungsabteilungen für Sozi-
ales, Gesundheit, Energie, Wohnen 
oder Verkehr sowie Sozialversiche-
rungen, Sozial- und Gesundheitsein-
richtungen könnten sich besser vernet-
zen und ihre Aktivitäten abstimmen. 
Klimasoziale Politik kommt nicht 
umhin, neue Antworten auf altbe-
kannte Verteilungs- und Gerechtig-
keitsfragen zu finden. Das vorhan-

der CO2-Steuereinnahmen, wird regio-
nal zwischen Stadt und Land differen-
ziert. Eine pauschale oder auf einkom-
mensschwache Gruppen ausgerichtete 
Rückvergütung könnte allerdings einen 
breiteren sozialen Ausgleich erreichen.
Anstöße für klimafreundliches Ver-
halten sind nicht nur eine Frage der 
Kostenbe- oder -entlastung, sondern 
auch der Handlungsmöglichkeiten der 
Betroffenen. Hinter Preisanreizen wie 
einer CO2-Steuer steckt die implizite 
Annahme, dass Menschen ohne 
weiteres ihre Nachfrage verlagern 
können. Gerade bei Wohnen und 
Mobilität sind hier vulnerable Gruppen 
oft benachteiligt, etwa weil sie keine 
Ersparnisse oder Kreditwürdigkeit 
für Investitionen haben oder weil 
sie im Zugang zum Wohnungsmarkt 
eingeschränkt sind.

Sozialverträglicher wären flächen-
deckende strukturelle Verbesserungen, 
die allen vulnerablen und nicht-vulne-
rablen Menschen gleichermaßen zugu-
tekommen. Zum Beispiel würde eine 
umfassende Sanierungspflicht von Be-
standsgebäuden nicht nur CO2-Emis-
sionen, Heizkosten und Abhängigkeit 
von Energieimporten für alle reduzie-
ren, sondern auch schlechte Wohn-
verhältnisse mit Überbelegung, 
Schimmelbelastung oder Feinstaub- 
emissionen von Holzöfen verbessern.

Klimafreundliche Sozialpolitik
Sozialpolitik wird klimafreundlicher, 
wenn Transfer- und Dienstleistungen 
mit weniger Emissionen einhergehen 
und sie zugleich wirksame Klimapoli-
tik ermöglicht. 

Wie und wo Infrastrukturen der 
sozialstaatlichen Grundversorgung 
bestehen, gestaltet die individuellen 
Möglichkeiten, klimafreundlich zu 
leben. So können die Wege von Pflege- 
und Gesundheitspersonal reduziert 
werden, indem Primärversorgungs-
zentren in Ortskernen angesiedelt 
werden. Die Förderung pflanzen-
basierter Ernährung hilft der Gesund-
heit und dem Klima.

dene Netz an sozialer Absicherung 
ermöglicht die Umsetzung ambi-
tionierter Klimapolitik, weil sozi-
ale Schieflagen bis zu einem gewis-
sen Grad abgefangen werden 
können. Die Arbeitslosenversicherung 
kann zum Beispiel die Transformation 
gesamter Industrien zu grünen Tech-
nologien unterstützen. Manche sozial 
schwache Bevölkerungsgruppen sind 
aber bereits jetzt mit beträchtlichen 
Lücken im sozialen Netz konfron-
tiert. Weitreichende Klimaschutzmaß-
nahmen sind eher den einkommens-
stärkeren Haushalten zuzumuten, die 
über bessere Handlungsmöglichkeiten 
verfügen und durch ihren höheren 
CO2-Fußabdruck stärker zur Klima-
krise beitragen. Eine Klimasozialver-
sicherung könnte sowohl vor klimabe-
dingten Gefahren schützen als auch 
gegen Veränderungen durch Klima- 
schutz absichern. Je besser die gene-
relle soziale Sicherung ausgebaut ist, 
desto ambitionierter kann die Klimapo-
litik sein.

Tipps zum Weiterlesen:
BMSGPK (2021). Soziale Folgen des 
Klimawandels in Österreich. 
https://www.sozialministerium.at/Ser-
vices/Studien.html
Bohnenberger, Katharina (2022). Kli-
masozialpolitik: Ein Forschungsstand-
bericht zur Verbindung von Klimapo-
litik und Sozialpolitik. https://difis.org/
institut/publikationen/publikation/24
Armutskonferenz, Attac, Beigewum 
(2022). Klimasoziale Politik – Eine 
gerechte und emissionsfreie Gesell-
schaft gestalten. https://klimasozial.at/
APCC (2022). APCC Special Report: 
Strukturen für ein klimafreundliches 
Leben. https://klimafreundlichesleben.
apcc-sr.ccca.ac.at/

Dr. Sebastian Seebauer, Joanneum Research, 
LIFE Institut für Klima, Energiesysteme und 
Gesellschaft
Ernest Aigner PhD, Gesundheit Österreich, 
Kompetenzzentrum Klima und Gesundheit
Dr.in Katharina Brugger, Gesundheit Österreich, 
Kompetenzzentrum Klima und Gesundheit

2

Fortsetzung von Seite 1

Interesse_3_2023_1.indd   2Interesse_3_2023_1.indd   2 19.07.2023   08:24:4119.07.2023   08:24:41



3

gang in einen 2001 erschienenen „Sozi-
albericht“. In einer zweiten Phase erga-
ben kritisch weiterführende Beiträge 
aus Parteien, Wirtschaft, Ministerien, 
sozialen Einrichtungen und Gemeinden 
zu diesem Bericht sowie viele intensive 
Diskussionen neue Einsichten, welche 
die schließlich im Sozialwort behan-
delten Themenfelder bereits als Schlüs-
selfragen erkennen ließen. In der drit-
ten Phase haben mehr als 50 Frauen 
und Männer aus den christlichen Kir-
chen bei der Erstellung eines Textent-
wurfs mitgewirkt, der einem einge-
henden Begutachtungsprozess in den 
einzelnen Kirchen unterzogen wurde, 
ehe alle Kirchenleitungen ihre Zustim-
mung zur Veröffentlichung des ÖSW 
gaben. Im Endergebnis ist dieses mit-
hin nicht als „Hirtenwort“ zu lesen, 
sondern als aus einem Bottom up-Pro-
zess entstandenes und die Perspektiven 
der einzelnen „Kirchenvölker“ wie-
derspiegelndes, aber dennoch gemein-
sames Sozial-Dokument.

Inhalte
Ohne jetzt detailliert auf das die gesell-
schaftliche Wirklichkeit in großer 
Breite behandelnde Themenspektrum 
des ÖSW eingehen zu wollen, sei noch 
eine Besonderheit vermerkt: Jedes ein-
zelne der ersten 8 Kapitel (inkl. den 
je drei Unter-Kapiteln vier und fünf) 
listet an seinem Ende konkrete „Auf-
gaben für die Kirchen“ – Selbstver-
pflichtungen – und „Aufgaben für die 
Gesellschaft“ – Forderungen an die 
Politik – auf. Die Kirchen erklären sich 
damit ausdrücklich mitverantwortlich 
für die Entwicklung und Ausgestal-
tung einer humanen, gerechten und 
solidarischen Gesellschaft – sowohl 
mit Blick auf die eigenen Strukturen 
und praktischen Schwerpunktset-
zungen als auch im Sinne anwaltlichen 
(gesellschafts-)politischen Engage-
ments und politischer Einmischung. 
Das abschließende 9. Kapitel „Vom 

Sozialwort zu sozialen Taten“ bekräf-
tigt diese gemeinsame Mitverantwor-
tung noch einmal explizit: Die Kirchen 
zeigen sich einerseits überzeugt, dass 
gesellschaftliche Probleme nur in Koo-
peration mit allen gesellschaftlichen 
Akteur:innen im Sinne guter Dialog- 
und Konfliktkultur gelöst werden kön-
nen. Andererseits verweisen sie sowohl 
auf den spezifischen Beitrag, wel-
chen sie selbst als gesellschaftliche 
Akteur:innen – einzeln oder gemein-
sam – bei der Lösung gesellschaftlicher 
Herausforderungen zu leisten bereit 
und fähig sind als auch auf die aus dem 
gemeinsamen Glauben gewonnenen 
Grundsätze, die sie dabei leiten.

Update?
Die Inhalte des ÖSW erscheinen mir 
auch heute noch unverändert aktuell 
und einer aufmerksamen Relecture 
wert. Natürlich würden manche 
Schwerpunkte 2023 anders gesetzt: 
Das Kapitel 6 „Frieden in Gerechtig-
keit“ würde vor dem Hintergrund des 
Ukraine-Kriegs wohl anders akzen-
tuiert, ebenso das Kapitel 5.c „Sozi-
ale Sicherheit“ mit den Erfahrungen 
der Covid-Pandemie. Das Kapitel 8 
„Zukunftsfähigkeit: Verantwortung 
in der Schöpfung“ würde vermutlich 
mit einer noch viel höheren Dring-
lichkeit versehen, und vielleicht würde 
ein upgedatetes ÖSW um ein Kapi-
tel erweitert, das sich der Krise und  
Weiterentwicklung der Demokratie 
widmet.

Andere Gewichtungen ergäben sich 
aufgrund veränderter Kräfteverhält-
nisse innerhalb der Ökumene: Vertrau-
ens- und Mitgliederverluste bei den 
historisch etablierten westlichen Kir-
chen, Mitgliederzuwachs und stärkere 
gesellschaftliche Integration östlicher 
Kirchen. Und schließlich ist heute nach 
der Kraft ökumenischen Wollens zu 
fragen:  

Lesen Sie weiter auf Seite 6

Abgesehen von seinen Inhalten ver-
dienen v.a. zwei Aspekte besondere 
Erinnerung: Erstens gibt es weltweit 
wohl nur wenige kirchliche Sozial- 
Dokumente mit vergleichbar breiter 
ökumenischer Beteiligung; zweitens 
ist der Prozess seiner Erstellung bemer-
kenswert.

Entstehung
Die Idee zu einem ökumenischen  
Sozial-Dokument geht zurück auf die 
Delegiertenversammlung zum „Dia-
log für Österreich“ im Oktober 1998 
in Salzburg: Nachhaltig inspiriert vom 
intensiven Diskursprozess, der dem 
1990 erschienenen „Sozialhirtenbrief 
der katholischen Bischöfe Österreichs“ 
vorangegangen war und die gesamte 
österreichische Gesellschaft mit-
einbezog, stimmte eine große Mehr-
heit der Delegierten nicht nur für ein 
inhaltliches „Update“ des Sozialhir-
tenbriefs, sondern auch für ein kirch-
liches „Upgrade“ im Sinne der Einbe-
ziehung aller christlichen Kirchen des 
Landes. Dieses Votum machte sich der 
Ökumenische Rat der Kirchen in Öster-
reich (ÖRKÖ) zu eigen und beauf-
tragte die Katholische Sozialakademie 
Österreichs (ksœ) mit der Koordination 
des folgenden 4-jährigen Prozesses: 
In dessen erster Phase haben tausende 
Menschen aus allen 14 Mitgliedskir-
chen des ÖRKÖ in mehr als 500 Stel-
lungnahmen ihre Erfahrung der sozia-
len Wirklichkeit beschrieben. Bereits 
hier wurden äußerst unterschiedliche 
Wahrnehmungen derselben sichtbar, je 
nachdem, ob sie von Mitgliedern der 
historisch und gesellschaftlich etablier-
ten westlichen Kirchen stammten oder 
aus dem mehrheitlich migrantischen 
Milieu der orthodoxen und altorien-
talischen Kirchen. Auch die traditio-
nellen Methoden, mit sozialen Heraus-
forderungen umzugehen, zeigten sich 
in den einzelnen Kirchen als teilweise 
sehr divergent. Diese Vielfalt fand Ein-

20 Jahre Ökumenisches Sozialwort
Am Ersten Adventsonntag 2023 jährt sich die Veröffentlichung des 
„Sozialworts des Ökumenischen Rates der Kirchen in Österreich“ – kurz:  
„Ökumenisches Sozialwort“ (ÖSW) – zum 20. Mal.

Dr. Markus L. Schlagnitweit, Direktor 
der ksoe, Theologe, Sozial- und 
Wirtschaftsethiker
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Seit über einem Jahr hat uns die Teuerung fest im Griff. Der russische 
Angriffskrieg in der Ukraine hat die Energiepreise steil nach oben getrie-
ben. Gespürt haben wir das zuerst bei Stromrechnung und Heizkosten. 

Dr. Oliver Picek, Chefökonom 
des Momentum Instituts

Weil Energie in fast jedem Produkt, 
jeder Dienstleistung steckt, wurde auch 
alles andere schnell schmerzhaft teurer.  

Aber während der Auslöser der En-
ergiepreiskrise im Ausland liegt, ist 
ein Teil der Teuerung hausgemacht. Im 
Windschatten der horrenden Energie-
preise haben viele heimische Unterneh-
men nicht nur ihre gestiegenen Kosten 
weitergegeben. Sie erhöhten ihre Prei-
se deutlich darüber hinaus und streiften 
damit ordentliche Gewinne ein. Am 
kräftigsten hat der Energiesektor zu-
gelangt, aber auch andere Branchen 
machten ein ordentliches Körberlgeld: 
In der Landwirtschaft, im Bau, Touris-
mus, Handel oder Gastronomie haben 
Betriebe ihre Preise deutlich stärker er-
höht, als ihre Kosten gestiegen sind.  

Gewinne für einige Wenige, 
hohe Preise für die Vielen  
Die Unternehmen heizen damit die 
Teuerung an: Setzen einige Branchen 
ihre Preise hinauf und kurbeln ihre Pro-
fite damit an, steigen die Kosten auch 
in anderen Bereichen. Auch dort erhö-
hen Unternehmen in Folge ihre Preise 
– die sogenannte Profit-Preis-Spirale 
dreht sich. Die Kosten müssen die Kon-
sument:innen stemmen. Die Teuerung 
frisst ihnen ein Loch in die Geldbörse: 
Heizungsnachzahlungen erreichten 
schwindelnde Höhen, eine Mieterhö-
hung nach der anderen flattert in den 
Briefkasten. Sobald die Supermarkt-
kassa die Rechnung für den halbvollen 
Einkaufswagen ausspuckt, traut man 
seinen Augen nicht mehr.  
International ist Österreich damit nicht 
allein. Dass die Profite der Unter-
nehmen die Preise nach oben trei-
ben, haben Wirtschaftsforscher:innen 
bereits in den USA, Kanada, Aus-
tralien und Europa festgestellt. Jen-
seits des Atlantiks wird das Phänomen 
„Gierflation“ genannt, zusammenge-
setzt aus „Gier“ und „Inflation“. Auch 
die Chefin der Europäischen Zentral-

bank (EZB), Christine Lagarde, bestä-
tigt: Die meisten Unternehmen hät-
ten den Vorteil genutzt, die höheren 
Kosten zur Gänze auf die Kundschaft 
abzuwälzen. Viele von ihnen haben die 
Preise über den bloßen Kostendruck 
hinaus erhöht. Das bereitet der EZB 
Sorgen. Eine Teuerung, die entsteht, 
weil Unternehmen maximale Gewinne 
scheffeln? So etwas lässt sich mit Geld-
politik – immer höheren Zinsen – nur 
schwer zügeln. 

Auch wenn sich die Gewinn-Infla-
tion in ganz Europa und darüber hi-
naus beobachten lässt, in kaum einem 
anderen europäischen Land dreht sich 
die Profit-Preis-Spirale so schnell wie 
in Österreich. Zwei Drittel der haus-
gemachten Teuerung gehen hierzulan-
de auf gestiegene Unternehmensprofi-
te zurück.  

Preiseingriffe statt 
Übergewinne  
Was kann eine Regierung gegen die 
profitgetriebene Teuerung tun? Erfah-
rungen zeigen: Strategische Preiskon-
trollen können übermäßige Preiser-
höhungen einbremsen. Einige andere 
Länder Europas haben vorgezeigt, wie 
das geht, durch klug gesetzte Preis-
bremsen bei Energie, Lebensmitteln 
oder den Mieten. Anstatt die Teuerung 
weiter anzuheizen, wird sie durch Preis- 
eingriffe direkt gedämpft. Während 
Länder wie Spanien oder Frankreich 
bei Strom, Gas, Mieten oder Lebens-
mitteln auf die Bremse stiegen, hat 
Österreich lediglich bei den Stromprei-
sen sachte gebremst. In keinem ande-
ren Land der Eurozone hat die Regie-
rung so wenig in Preise eingegriffen 
wie bei uns. Das rächt sich.  

Zwar sinken zumindest die Ener-
giepreise inzwischen wieder. Das wird 
in den nächsten Monaten auch bei den 
Konsument:innen ankommen. Die ös-
terreichische Teuerungsrate liegt den-
noch deutlich über dem Durchschnitt 

der Eurozone. Menschen mit wenig 
Einkommen können die gestiegenen 
Kosten längst nicht mehr stemmen. 
Sie trifft die Teuerung härter als ein-
kommensstärkere Menschen. Denn 
sie müssen anteilig mehr ihres Geldes 
zur Deckung der Grundbedürfnisse – 
Essen, Heizen, Wohnen – ausgeben. 
Gerade dort stiegen die Preise jedoch 
am stärksten. Die Regierung hat hier 
vor allem mit Einmalzahlungen unter-
stützt. Eine Einmalzahlung hilft aber 
genau einmal. Bei der nächsten Mieter-
höhung ist das Geld längst wieder ver-
pufft. Die Auswirkungen der Teuerung 
treffen zwar die Ärmsten am stärksten, 
reichen aber mittlerweile bis in die un-
tere Mittelschicht.  

Gewinnverzicht statt 
Lohnzurückhaltung 
Die „Gierflation“ hat – gemeinsam 
mit dem Energiepreisschock – für den 
größten Kaufkraftverlust seit knapp 
siebzig Jahren gesorgt. Minus vier Pro-
zent. Um ihre Löhne, Gehälter und 
Pensionen konnten sich die Menschen 
mit jeder Preiserhöhung der Unterneh-
men noch weniger kaufen. Damit sich 
die Situation nicht weiter verschärft, 
müssen die Löhne – bei den näch-
sten Lohnverhandlungen im Herbst – 
mit den Preisen schritthalten. Lohnver-
handlungen passieren aber immer im 
Nachhinein, sie orientieren sich an den 
gestiegenen Preisen der Vergangen-
heit. Die Löhne hinken den Preisen 
also hinterher. Trotzdem gibt es schon 
Befürworter der „Lohnzurückhaltung“, 
vom Finanzminister bis zu manchem  
Leiter eines Wirtschaftsforschungsin-
stituts. Doch wer fordert, dass nun die 
Löhne nicht zu den Preisen aufschlie-
ßen sollen, der muss zuerst Gewinn-
verzicht fordern. Auch wenn das  
weniger Gewinne als im Vorjahr bedeu-
tet. Denn nur dann kommt die Kauf-
kraft der Menschen im Land wieder 
ins Lot. 

Gierflation: Wenn Gewinne der Unternehmen die Teuerung antreiben
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Geht es dabei nur ums Geschäft mit 
unserem schlechten Gewissen? Nicht 
alle Versprechen von Unternehmen las-
sen sich bei genauerem Hinsehen mit 
wissenschaftlichen Fakten belegen. 
Wie können wir also sicher sein, dass 
alles, wo etwa „klimaneutral“ drauf-
steht, es auch ist?

Grün ist das neue Schwarz
Grüne Produkte sind zweifelsfrei en 
vogue. Dabei stellt sich ganz grund-
legend die Frage, ob bewusste Kon-
sument:innen mit Konsum nun wirk-
lich einen positiven Beitrag zum 
Klimaschutz leisten können. Wie eine 
aktuelle Erhebung zu „klimaneu-
tralen“ Produkten des Konsumenten- 
schutzes der AK Oberösterreich zeigt, 
handelt es sich dabei oft nur um so 
genanntes Greenwashing. Damit wer-
den Produktinformationen oder Wer-
bekampagnen bezeichnet, die einzelne 
Produkte oder ganze Unternehmen als 
besonders umweltfreundlich, ethisch 
korrekt und fair darstellen, obwohl dies 
nicht der Fall ist. 
Die Formen des Greenwashing sind 
dabei ganz unterschiedlich:
˃ Verschleierung: Hervorhebung von 

positiven Eigenschaften, die aber nur 
einen geringen Anteil an den gesam-
ten Umweltwirkungen des Produkts 
haben.

˃ Fehlende Beweise: Werbung mit 
einem nachhaltigen Attribut ohne 
Nachweise.

˃ Unklare Begriffe: Nicht näher defi-
nierte Begriffe wie „umweltfreund-
lich“, „schadstofffrei“, „natürlich“ 
oder „grün“ ohne Angabe der kon-
kreten Bedeutung für das Produkt.

˃ Fehlende Bedeutung: Betonung 
einer richtigen, aber völlig irrele-
vanten Eigenschaft (Beispiel: 
veganes Mineralwasser).

˃ Beeinflussende Bilder und Labels: 
Fotos oder Grafiken, die eine posi-

tive aber nicht wahrheitsgemäße 
Wirkung auf die Umwelt suggerie-
ren. (Beispiel: Flugzeug mit Blu-
men-Abgasen).

Wer einmal lügt, dem glaubt 
man nicht  
Leider sind zumindest die Folgen von 
Greenwashing nachhaltig. Es zerstört 
das Vertrauen von Konsument:innen  
in Unternehmen, denn Konsu-
ment:innen können grün gewaschene 
Produkte nicht von korrekt zertifi-
zierten unterscheiden. Dieser Vertrau-
ensverlust führt dazu, dass weder 
„Greenwashing Siegeln“ noch unab-
hängigen Standards oder anderen 
Beweisen vertraut wird. Allen ernst-
haften Bemühungen von Unternehmen 
in Richtung einer nachhaltigen Produk-
tion wird damit geschadet. Die Konse-
quenz daraus ist, dass auf lange Sicht 
immer weniger nachhaltige Produkte 
gekauft werden, da Konsument:innen 
davon ausgehen, dass jede kommuni-
zierte Nachhaltigkeit automatisch auch 
Greenwashing ist.

Neue EU-Gesetze sollen Ver-
trauen von Konsument:innen 
stärken
Die Europäische Kommission reagiert 
im März 2023 auf die zunehmende 
Bedeutung und Anwendung nachhal-
tigkeitsbezogener Produktkommu-
nikation und deren unterschiedlichen 
Auslegungsmöglichkeiten mit einem 
neuen Richtlinienentwurf – der Green 
Claims Directive.

Das Regelwerk soll dazu beitragen, 
mit einem Überprüfungs- und Sank-
tionssystem gegen irreführende Um-
weltaussagen vorzugehen und damit 
Greenwashing zukünftig zu vermei-
den. Auf diese Weise soll sicherge-
stellt werden, dass Konsument:innen 
glaubwürdige, vergleichbare und über-
prüfbare Informationen erhalten und 

dadurch mehr Klarheit für ihre Kauf-
entscheidungen gewinnen.

Unternehmen müssen sich laut 
Richtlinie mit ihren Behauptungen auf 
allgemein anerkannte wissenschaft-
liche Erkenntnisse stützen, genaue In-
formationen anführen und einschlägige 
internationale Normen berücksichti-
gen. Damit soll die Richtlinie sicher-
stellen, dass Werbung für nachhaltige 
Produkte und Dienstleistungen wahr-
heitsgemäß und verständlich ist. So 
soll mehr Transparenz und Glaubwür-
digkeit geschaffen werden, um das 
Vertrauen der Konsument:innen zu 
stärken.

Allerdings dürfen gemäß des Richt-
linienentwurfs auch in Zukunft Pro-
dukte und Dienstleistungen als „klima-
neutral“ beworben werden. Immerhin 
muss gemäß der Green Claims Richt-
line ausgewiesen werden, ob Klima-
neutralität durch Einsparungen statt 
durch CO2 Kompensation erreicht 
wurde. Konsumenten:innen müssen 
damit aber auch weiterhin sehr kri-
tisch auf die Werbeversprechen von 
Unternehmen achten, denn natürlich 
sollten Unternehmen ihre Emissionen 
reduzieren, anstatt sich davon freizu- 
kaufen. 

Davon abgesehen dürfen Unter-
nehmen auch zukünftig eigene Labels 
kreieren, allerdings nur dann, wenn 
diese auch von externen Kontroll- 
stellen überprüft werden. Im ak-
tuellen Entwurf sind Sanktionen 
außerdem nicht bindend und kön-
nen umgangen werden, indem Unter-
nehmen innerhalb einer bestimmten  
Frist ihre nachweislich inkorrekte Wer-
bung ändern. 

Es bleibt zu hoffen, dass der  
Konsumentenschutz durch die Richt-
line ein zusätzliches Rechtsmittel  
erhält, um im Sinne der Konsu-
ment:innen gegen Greenwashing 
vorzugehen.

Greenwashing – Das Geschäft mit der grünen Lüge
Nachhaltigkeit hat für viele an Bedeutung gewonnen. Nicht zuletzt des-
halb werden immer öfter Produkte als „nachhaltig“, „klimafreundlich“, 
„CO2-neutral“ oder „plastikfrei“ beworben. Aber haben sich Produkte 
unserer Konsumgesellschaft tatsächlich grundlegend gebessert?

Mag. Johannes Heiml, MBA 
Konsumentenschutz, Kammer 
für Arbeiter und Angestellte für 
Oberösterreich
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Nach mehrjähriger Forschung sind nun 
370 Schriften aus dem Familiennach-
lass und weiteren Sammlungen auf 
einer Website umfassend erschlossen 
und frei zugänglich. Die Onlineplatt-
form setzt damit einen neuen Impuls 
für die Jägerstätter-Forschung und für 
den Unterricht in Fächern wie Ethik, 
Religion, Geschichte und politische 
Bildung.

Vom Familienbesitz in die 
Öffentlichkeit
Franziska Jägerstätter ist es zu verdan-
ken, dass die historisch bedeutenden 
Quellen heute zur Verfügung stehen 
und digital aufbereitet werden konn-
ten. Seit 2018 befinden sich diese durch 
eine Schenkung im Besitz der Diözese 
Linz und werden durch das Franz und 
Franziska Jägerstätter Institut inventa-
risiert, katalogisiert und wissenschaft-
lich erforscht. Die Edition macht also 
einen ungewöhnlichen Quellenbe-
stand aus Familienbesitz einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich. Die Edition 
wurde mit dem Ziel konzipiert, sowohl 
für die akademische als auch für päda-
gogische und individuelle Nutzung 
neue Akzente zu setzen. Mit der Edi-
tion werden alle Schriften von Franz 
Jägerstätter in vollem Umfang und 
chronologisch abgebildet. Außerdem 
werden erstmals Korrespondenzen und 
Schriftwechsel eingebunden, die zwi-
schen den Jägerstätters und anderen 
Personen bestanden.

Umfangreicher 
Quellenbestand
Der Hauptteil der Edition konnte um 
weitere Briefe und Lebensdokumente 
aus anderen Sammlungen erweitert 
werden. Die Edition umfasst insge-
samt 370 schriftliche Quelle, die in 
Buchseiten gerechnet rund 1.000 Sei-
ten entsprechen. Davon stammen 103 
Schreiben aus der Hand Jägerstätters, 

183 Schreiben wurden an ihn gerich-
tet und 50 Schreiben stammen von Per-
sonen aus Jägerstätters Umfeld an – 
nicht nur, aber vor allem – Franziska. 
Dazu kommen vier Hefte mit rund 200 
Seiten und 30 mehrseitige schriftliche 
Reflexionen Jägerstätters aus der Zeit 
vor der Kriegsdienstverweigerung und 
der Haft. Namensregister mit über 400 
Namen, rund 1.640 textkritische Kom-
mentare, ein Bibelstellenverzeichnis 
und Biografien zu zentralen Personen 
aus Jägerstätters Umfeld machen den 
Quellenbestand verständlich. 

Die Schriften wurden in eine ak-
tuelle Lesefassung gebracht und lie-
fern möglichst viel Hintergrundinfor-
mationen zu den Inhalten der Texte. In 
der digitalen Umgebung befinden sich 
Bilder der Originalschriften in indivi-
dueller Handschrift neben mehreren 
Textfassungen, aus denen je nach In-
teresse ausgewählt werden kann. Eine 
Fotosammlung mit über 50 Fotografien 
bieten zudem einen visuellen Einstieg 
in die Lebensgeschichte der Familie 
Jägerstätter

Neue Impulse
Jede Generation nähert sich Franz 
Jägerstätter neu an. Die digitale Edi-
tion führt zu den Quellen, den Bezie-
hungen, Lebenswelten der Menschen 
damals. Sie bietet zusätzliche Mög-
lichkeiten der Auseinandersetzung mit 
dieser außergewöhnlichen Lebensge-
schichte und eröffnet neues Potential 
hinsichtlich Reichweite und Annähe-
rung; sie ist ein Modell hinsichtlich 
Benutzerfreundlichkeit, Breite und 
Tiefe der Erschließung. So kann auch 
zukünftig am Innviertler Bauern und 
Familienvater Franz Jägerstätter sicht-
bar werden, dass es für zentrale ethi-
sche und politische Fragestellungen 
und Entscheidungen nicht automa-
tisch ein Universitätsstudium braucht, 
sondern Gewissensbildung, politische 

Urteilskraft und Willensstärke.
Das FFJI wird bereits 2024 ein wei-

teres Projekt abschließen, das sich gene-
rell der pädagogischen Arbeit zu Franz 
Jägerstätter widmet, einschließlich 
der Nutzung der digitalen Edition.

Die Jägerstätter Edition ist online 
abrufbar unter https://edition.jaeger-
staetter.at . 

Finanziert wurde das Projekt 
unter anderem durch die Drittmittel- 
förderungen der Diözese Linz, des 
Landes Oberösterreich und der Öster-
reichischen Ordenskonferenz.

Fortsetzung von Seite 3

20 Jahre Ökumenisches 
Sozialwort

Vermutlich wäre es ohne die Initia-
tive und Ressourcen aus den Reihen 
der römisch-katholischen Kirche nie 
zu einem ÖSW 2003 gekommen. 
Diese ist zwar immer noch der größte  
Player in der österreichischen Öku-
mene, scheint derzeit aber übermä-
ßig mit sich und notwendigen inne-
ren Reformen beschäftigt zu sein. 
Andererseits bezweifle ich, dass das 
gesellschaftspolitische Verantwor-
tungsbewusstsein der christlichen Kir-
chen maßgeblich gesunken ist. Aber 
im unaufhaltsamen Säkularisierungs-
prozess unserer Gesellschaft unterliegt 
auch die gesellschaftliche Rolle der 
Kirchen (und der Religionen generell) 
einem Wandel, der danach fragen las-

Mag.a Hermine Eder, Leitung PR 
und Kommunikation, Katholische 
Privat-Universität Linz

Digitale Jägerstätter Edition
Am 1. Juni 2023 präsentierte das Franz und Franziska Jägerstätter  
Institut (FFJI) der Katholischen Privat-Universität Linz die „Digitale Jäger-
stätter Edition“.

Interesse_3_2023_1.indd   6Interesse_3_2023_1.indd   6 19.07.2023   08:24:4119.07.2023   08:24:41



Folgende Bücher sind im Fachbereich 
Gesellschaft und Soziales entlehnbar: 

M. Czerny/Chr. Barone: Wir sind alle 
Geschwister – das Zeichen der Zeit. 
Die Soziallehre von Papst Franzis-
kus. Herder Verlag, Freiburg im 
Breisgau 2023, 270 Seiten.
Die Hauptthese von Papst Franziskus 
lautet: Wir dürfen die soziale Dimen-
sion des christlichen Glaubens nie 
aus den Augen verlieren. Er betont 
das „Geschwistersein aller“, wir sind 
alle eine einzige Familie, die soziale 
Freundschaft ist eine Form der Liebe. 
Im Buch wird die Hinführung der Aus-
sagen des Zweiten Vatikanischen Kon-
zils zu seinem letzten Lehrschreiben 
„Fratelli Tutti“ entwickelt. Franzis-
kus sieht das als Vollendung des Kon-
zils. Das wichtigste Element des sozia-
len Lehramtes von Franziskus sind die 
Wege zum Tun. Es ist eine Aufforde-
rung zum Begreifen der Dringlichkeit 
des Geschwisterseins und zum Auf-
bau einer besseren Welt. Ein Aufruf 
an jeden von uns neuen Mut und Eifer 
zu zeigen. Darüber hinaus enthält das 
Buch zwei Anhänge:
Anhang I („Geschwisterlichkeit aller 
nach der Pandemie“), darin wird die 
Hoffnung ausgedrückt, dass sich die 
Dinge nach COVID-19 zum Besseren 
entwickeln. Anhang II („Tanzen und 
Trauern“) ist eine Schriftmeditation zu 
den heutigen Zeichen der Zeit anhand 
von Matthäus 11,1-9.

I. Praetorius/U. Meier-Gräwe: Um-
Care. Wie Sorgearbeit Wirtschaft 
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Eigen- 
und Fremdscham 
Unlängst musste ich 
einem Politiker beim Schwadro-
nieren zuhören, dass dank des Kli-
mawandels jetzt endlich wieder 
Wein in Aschach a. D. angebaut 
werde. Leider hörte ich ihn nicht am 
Stammtisch, sondern im EU-Parla-
ment, wofür ich mich heftig genierte. 
Für gewöhnlich bekommen völ-
kische Funktionäre bei mir keine 
Sendezeit, aber ich konnte Ö1 nicht 
schnell genug abdrehen, da ich die 
Hände am Lenkrad hatte. Auch dafür 
genierte ich mich: über meine eigene 
Verstrickung in den Klimawandel. 
Eine lebensnotwendige Fahrt war es 
nicht, ich saß im eigenen Auto, mit 
niemand anderem als der Hündin, 
der ich veganes Hundefutter gekauft 
hatte, das es natürlich nur in einem 
Einkaufszentrum gibt. Mir war heiß 
vor Zorn, trotz laufender Klimaan-
lage. Es ist ein altes Auto, denn das 
Budget von Weinbergschnecken ist 
sehr viel kleiner als die 9.808,67 € 
Grundgehalt für EU-Parlamenta-
rier. „Ich kenne niemand in Öster-
reich, der unter dem Klimawandel 
leidet!“ sagte der völkische Funk-
tionär. Schon klar, eine fußkranke 
Mindestpensionistin kommt sel-
ten aus ihrer winzigen, glutheißen 
Stadtwohnung ohne Lift ins schöne 
Aschach, wo sie den EU-Abgeord-
neten einen Dolm heißen könnte. 
Aber ist 2013 schon so lange ver-
gangen? Da stand nicht nur Aschach 
im Hochwasser. Ich würde mich 
für so eine törichte Argumentation 
genieren, das wäre ja grade so, als 
würde ich Corona leugnen, weil ich 
es selbst nicht hatte. Und dann auch 
noch behaupten, niemanden zu ken-
nen, der darunter gelitten habe. Sei 
es nicht herrlich gewesen, endlich 
Zeit für das Sortieren der Bibliothek 
zu haben? Fernreisen seien eh so 
anstrengend, dieser Jetlag allerweil! 
Schriebe ich solchen Unfug in diese 
Kolumne, würde mich das Redakti-
onsteam hoffentlich bitten, mal wie-
der unter echte Menschen zu gehen.

Ihre Weinbergschnecke

revolutioniert. Patmos Verlag, Ost-
fildern 2023, 157 Seiten.
Proteste und Streikdrohungen für bes-
sere Arbeitsbedingungen und höhere 
Entlohnung haben den Care-Bereich 
(Sich Kümmern um Hausarbeit, Kin-
dererziehung, Pflege von alten und 
kranken Menschen) in den Mittel-
punkt der ökonomischen und sozialen  
Betrachtung gerückt. Bisher waren 
diese Arbeitsfelder eher am Rande 
als im Fokus der politischen Diskus-
sion. „Unser Ziel muss sein, dass die 
Ökonomie wieder wird, was sie zu 
sein behauptet: die Theorie und Praxis 
der Befriedigung der Bedürfnisse von 
Milliarden menschlicher Würdenträ-
ger:innen, die zusammen mit unzähli-
gen anderen Lebewesen den großzü-
gigen und verletzlichen Lebensraum 
Erde bewohnen, jetzt und in Zukunft.“ 
Der Inhalt des Buches ist aus Text-
bausteinen aufgebaut, die jeder für sich 
gelesen werden kann, aber auch einem 
gewissen Aufbau folgen.

A. Falk: Warum es so schwer ist,  
ein guter Mensch zu sein ... und wie 
wir das ändern können: Antworten 
eines    Verhaltensökonomen.   Siedler 
Verlag, München 2022, 334 Seiten.
Wer hat nicht schon die Erfahrung 
gemacht, sich für den eigenen Vor-
teil und gegen das Gemeinwohl ent-
schieden zu haben? Warum wir es oft 
nicht tun und was uns daran hindert 
ist der Inhalt dieses Buches. An vie-
len anschaulichen Beispielen und auf 
der Basis eigener Studien zeigt uns 
der Autor, unter welchen Umständen 
sich Menschen (un)moralisch verhal-
ten und welchen Einfluss Persönlich-
keit und Geschlecht, aber auch unsere 
soziale Umgebung und konkrete Ent-
scheidungssituationen auf unser 
Handeln haben. Denn nur, wenn wir 
verstehen, wo die moralischen Stol-
perfallen lauern, wird es uns gelingen,  
unser Verhalten – und auch die  
Rahmenbedingungen in Wirtschaft  
und Gesellschaft – zu ändern. Es ist  
ein dauerndes Ringen, sich an- 
ständig und moralisch richtig zu  
verhalten, aber mit entsprechendem 
Wissen ist es uns vielleicht leichter 
möglich.

sen muss, ob ein bloßes Update des 
ÖSW heute überhaupt das zeitgemäße 
Mittel der Wahl wäre, um als christ-
liche Kirchen gemeinsam gesellschaft-
liche Verantwortung wahrzunehmen.

Fortsetzung von Seite 6
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Im Dialog mit der Stadt Linz
Stadtspaziergang
mit prominenten Linzer:innen
Fr., 15. Sept. 2023, 14:45 – 16:30 Uhr
Referent: Norbert Trawöger
Künstl. Direktor – Bruckner Orchester
Start: 
Urbi@Orbi, Bethlehemstraße 1a,
4020 Linz
Anmeldung erwünscht:
urbi.orbi@dioezese-linz.at
 (0676) 87 76 60 00

Politisches Gebet für Frieden – 
Gerechtigkeit – Bewahrung der 
Schöpfung – Gutes Leben für Alle
Thema: Klima – Schöpfung
Do., 28. Sept. 2023, 18:00 – 18:30 Uhr
Martin Luther Kirche, Martin-Luther-
Platz 1, 4020 Linz

Im Dialog mit der Stadt Linz
Stadtspaziergang
mit prominenten Linzer:innen
Fr., 20. Okt. 2023,  14:45 – 16:30 Uhr
Referentin: Claudia Kapeller
Obdachlosen Seelsorgerin
Start: 
Urbi@Orbi, Bethlehemstraße 1a,
4020 Linz
Anmeldung erwünscht:
urbi.orbi@dioezese-linz.at
 (0676) 87 76 60 00

Machen Sie mit beim Kirchlichen 
Umweltpreis 2023!
Katholische und evangelische Pfarr-
gemeinden sowie die Ordensgemein-
schaften sind aufgerufen, aktiv zur 
Bewahrung der Schöpfung beizu-
tragen. Der Kirchliche Umweltpreis 
steht 2023 unter dem Motto: 
„LEBENDIGES  MITEINANDER  IN 
NACHHALTIGEN  KIRCHLICHEN 
GEBÄUDEN“ 
Nähere Informationen: 
www.schoepfung.at/umweltpreis

Parlamentsbesuch
Reise zu Geschichte und Gegenwart der Demokratie in Österreich   

An diesem Tag machen wir eine Entdeckungseise zur Geschichte und Gegen-
wart österreichischer Politik. Wir werden das frisch renovierte Parlament be-
sichtigen und uns während einer Führung mit der Geschichte des Hauses, 
aktuellen politischen Frage und den österreichischen Entscheidungsgremien 
befassen.  
Unsere Reise geht weiter ins Haus der Geschichte und zum Heldenplatz. Hier 
entdecken wir zentrale Geschehnisse österreichischer Politik. Am Heldenplatz 
werden wir mit einer interaktiven App wichtige Momente am Heldenplatz 
nachhören.
Im Haus der Geschichte machen wir uns auf die Spuren von der Monarchie zur 
Demokratie, von der Diktatur bis ins Heute. Die aktuelle Sonderausstellung 
heißt "Neue Zeiten: Österreich seit 1918".
Am zentralen Gedenkort für die Schrecken der nationalsozialistischen Herr-
schaft werden wir mit einem kurzen Gedenken an der Shoa Namensmauer im 
Ostariccipark unsere Reise beenden und mit der Bahn zurück nach Ober-
österreich reisen. Im Zug werden wir mit Impulsen und Anregungen in kleinen 
Gruppen ins Gespräch kommen. 

Termin: Sa., 21. Okt. 2023, 7:30 bis 19:30 Uhr 

Beitrag: € 20,00 exklusive Reisekosten. 

Nähere Informationen bei Anmeldung: 
Bildungszentrum Maximilianhaus, Gmundnerstraße 1b, 
4800 Attnang-Puchheim
maximilianhaus@dioezese-linz.at ,  07674/66 550; 

Begleitung: Lucia Göbesberger, Diözese Linz, Fachbereich Gesellschaft und 
Soziales, Eva-Maria Kinast, Haus der Frau, Willi Seufer-Wasserthal, Bildungs-
zentrum Maximilianhaus

Eine Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der Diözese Linz, Fachbereich Gesellschaft und 
Soziales sowie dem Haus der Frau, Linz. 
Gefördert von der Gesellschaft für politische Bildung. 
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